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Editorial 

  Effizienz.Innovatoren – frischer Wind für be-

triebliche Ressourceneffizienz und Klimaschutz 

 Gesellschaftliche Veränderungen und globale Herausforderungen wie 

Klimawandel, Digitalisierung und demografische Entwicklung erfordern 

innovative Antworten und nachhaltige Lösungen. Investitionen in For-

schung und Entwicklung sowie die Ausbildung von Fachkräften sind 

daher für Unternehmen unerlässlich, um langfristig wirtschaftlich er-

folgreich zu bleiben. Insbesondere mit der Stärkung der Zusammenar-

beit zwischen Forschung und Wirtschaft will die Bundesregierung, 

ausgehend von ihrem Eckpunktepapier zur Innovationspolitik, neue 

Innovationspotenziale erschließen.  

Die Zusammenarbeit mit Hochschulen kann auch mit Blick auf die 

Energiewende für Unternehmen neue Chancen eröffnen. Besonders in 

kleinen- und mittleren Unternehmen (KMU) fehlen allerdings oftmals 

die personellen oder zeitlichen Ressourcen, Kontakte zu knüpfen, bei-

derseitig gewinnbringende Kooperationen aufzubauen und so wirt-

schaftliche Potenziale von betrieblichen Energieeffizienz- und Klima-

schutzmaßnahmen auszuschöpfen.  

Das Projekt Effizienz.Innovatoren der Mittelstandsinitiative Energie-

wende und Klimaschutz soll helfen, diese Lücke zu schließen. Industrie- 

und Handelskammern (IHK) unterstützen insbesondere KMUs beim 

Aufbau von Kooperationen mit Hochschulen.  

Kooperationen können auf unterschiedlichsten Ebenen erfolgen. Gerade 

im Hinblick auf den zunehmenden Fachkräftemangel in den Regionen 

kommt der Vermittlung von Abschluss- und Projektarbeiten für Studie-

rende eine besondere Bedeutung zu. Engagierte Studierende bringen 

frische Ideen in die Unternehmen und unterstützen mit ihren Ab-

schlussarbeiten Unternehmen in der Planung oder Umsetzung von 

wirtschaftlich rentablen Projekten, die Effizienzpotenziale realisieren 

und CO2 einsparen. Im Idealfall eine Win-Win-Situation: Absolventen 

können sich in einem praxisrelevanten Projekt beweisen, ein Unter-

nehmen erhält ein maßgeschneidertes Konzept zur Energieeinsparung. 

Und nicht selten ist das Projekt auch der Beginn einer längeren Zu-

sammenarbeit. (pet) 
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International 

  Weltweit über 2.000 GW erneuerbare Energien 

installiert 

Mehr als die Hälfte  
ist Wasserkraft 

Im vergangenen Jahr stieg die installierte Leistung erneuerbarer Ener-

gien um 160 GW an und übersprang erstmals die Marke von 2.000 GW. 

Dies teilte die Internationale Agentur für erneuerbare Energien (IRENA) 

mit. Deutschland hatte zum Jahreswechsel mit 105 GW einen Anteil 

von gut fünf Prozent an den installierten Anlagen und erreicht damit 

weltweit den vierten Platz. Auf dem ersten Platz liegt mit weitem Ab-

stand China mit 545 GW.  

Hinter China folgen die USA mit 215 GW und Brasilien mit 122 GW. 

Mit 1.242 GW entfällt nach wie vor mehr als die Hälfte der installier-

ten Kapazität auf Wasserkraft. Auf Platz zwei folgt die Windkraft mit 

466 GW (+ 50 GW 2016). PV erreicht 296 GW und den dritten Platz 

(+71 GW 2016). 

Der Bericht der IRENA kann hier heruntergeladen werden. (Bo) 

 

Europa 

  EU-Konsultation zur Schnittstelle zwischen 

Chemikalien, Produkten und Abfall 

DIHK bereitet Stellungnahme 
vor 

Im Rahmen des Kreislaufwirtschaftspakets möchte die EU-Kommission 

die Ansichten der Stakeholder zum Thema „Schnittstellen zwischen 

Chemikalien, Produkten und Abfall“ sammeln.  

Ziel dieser Konsultation ist es, einen weiteren Einblick in die rechtli-

chen, technischen oder praktischen Probleme an der Schnittstelle zwi-

schen Chemikalien-, Produkt- und Abfallgesetzen zu bekommen. Die 

EU-Kommission hat bereits frühere Konsultationen und Studien da-

raufhin untersucht (z. B. REACH REFIT) und vier Problemfelder ausge-

macht. 

So sei die Information über besorgniserregende Stoffe in Produkten, 

Abfallströmen und Recyclingmaterialien noch nicht ausreichend. Dies 

beeinträchtige die Überwachung der gesetzlichen Anforderungen von 

Altmaterialien und daraus hergestellten Produkten und behindere eine 

Beurteilung, ob diese Materialien sicher und für ihren Verwendungs-

zweck geeignet seien. Insbesondere für Recycler berge dies Geschäftsri-

siken. 

Außerdem gebe es derzeit keine allgemeinen Rahmenbedingungen, um 

http://www.irena.org/DocumentDownloads/Publications/IRENA_RE_Capacity_Statistics_2017.pdf
http://ec.europa.eu/smart-regulation/roadmaps/docs/plan_2016_116_cpw_en.pdf
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mit dem Vorkommen von besorgniserregenden Stoffen in Recyclingma-

terialien und daraus entstehenden Produkten umzugehen. Auch lägen 

unterschiedliche Interpretationen dazu vor, wann Abfälle (gemäß Ab-

fallrahmenrichtlinie) ein Ende der Abfalleigenschaft erreichten. Diese 

Situation verursache Rechtsunsicherheit bei Betreibern und Behörden 

und schaffe Schwierigkeiten bei der Anwendung und Durchsetzung von 

Chemikalien- und Produktvorschriften. 

Die Einstufung von Abfällen als gefährlich oder nicht gefährlich be-

stimmt unter anderem, ob Abfallbesitzer oder -transporteure eine Ge-

nehmigung erhalten müssten. Die inkonsequente Anwendung und 

Durchsetzung von Abfallklassifizierungsmethoden in der EU führe zu 

Unsicherheiten beim Umgang mit wichtigen Abfallströmen wie z. B. 

Mineralien, Kunststoffen oder Glas, die besorgniserregende Stoffe be-

inhalten können. 

Zur Vorbereitung einer Stellungnahme des DIHK im Rahmen der Kon-

sultation bitten wir um Anregungen bis zum 1. Juni an matulo-

vic.lina@dihk.de. (LM) 

 

  Europäische Stromerzeuger wollen keine neuen 

Kohlekraftwerke mehr bauen 

Polen und Griechen tragen 
Beschluss nicht mit 

Ab 2020 soll es in Europa keinen Neubau von Kohlekraftwerken mehr 

geben. Darauf einigten sich die Mitglieder von EURELECTRIC, dem eu-

ropäischen Dachverband der Stromerzeuger. Nicht mitgetragen wird 

die Entscheidung lediglich von Polen und Griechenland. Alle Mitglieds-

verbände von EURELECTRIC haben sich aber dafür ausgesprochen, dass 

die Stromerzeugung im Jahr 2050 kohlenstoffneutral sein soll.  

Daraus zu schlussfolgern, dass dann keine Kohle mehr verstromt wird, 

ist allerdings nicht richtig. Vielmehr muss dann für jede emittierte 

Tonne CO2 eine an anderer Stelle gebunden werden. Einen vollständi-

gen Ausstieg aus der Kohle oder ein Ausstiegsdatum lehnt der Verband 

hingegen ab. 

Das dazugehörige Papier finden Sie hier. (Bo) 

 

mailto:matulovic.lina@dihk.de
mailto:matulovic.lina@dihk.de
http://www.eurelectric.org/media/318380/eurelectric_statement_on_the_energy_transition_2-2017-030-0250-01-e.pdf
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Bundesrat positioniert sich zum Winterpaket der 

EU 

EU-Ziele für 2030 nicht  
ambitioniert genug 

Der Bundesrat findet zwar grundsätzlich gut, dass die EU-Ziele 2030 

gegenüber 2020 angehoben werden, die Ambitionen hält er aber im 

Lichte des Pariser Klimaabkommens für nicht ausreichend. Er fordert 

die Kommission auf, mit dem Winterpaket weitreichendere Zielmarken 

festzulegen als 27 Prozent erneuerbare Energien und 27 Prozent Ener-

gieeinsparung.  

Weitere Punkte des Bundesrates: 

 Die Mitgliedstaaten sollen nationale Ziele festlegen, deren Einhal-

tung von der Kommission kontrolliert wird. 

 Des Weiteren hält der Bundesrat den Zielhorizont 2030 für zu 

kurz gesprungen. Bei Zielverfehlung könnte die Frist zu kurz sein, 

um die langfristige Emissionsminderung von mindestens 80 Pro-

zent bis 2050 zu erreichen. 

 Der Einspeisevorrang für erneuerbare Energien sollte beibehalten 

werden und der Rechtsrahmen für erneuerbare Energien langfris-

tig stabil sein. 

 Der Bundesrat unterstützt die Stärkung der Prosumer. Er fordert 

möglichst zeitnah konkrete Vorschläge zur Vermeidung von be-

hindernden Regelungen und zur Förderung solcher Ansätze vorzu-

legen. 

 Die stärkere Harmonisierung der Förderung erneuerbarer Energien 

und die Weiterentwicklung des Energiebinnenmarkts durch das 

Winterpaket werden begrüßt. 

 Abgelehnt werden alle Vorschläge und Maßnahmen, die Rechte 

der Mitgliedstaaten beeinträchtigen. Dazu gehört zum Beispiel die 

Einschränkung des Einspeisevorrangs. 

 Es sollte aus industriepolitischen Erwägungen ein viertes Haupt-

ziel neben Vorrang für Energieeffizienz, Führungsrolle bei erneu-

erbaren Energien und faires Angebot für Verbraucher geben: ein 

hohes Maß an Versorgungssicherheit und -qualität. 

 Preisspitzen dürfen nicht zu Nachteilen für die Industrie führen. 

 Das Stromverbundziel 2030 (15 Prozent der installierten Leistung) 

sollte überdacht werden, da es Länder wie Deutschland mit einem 

hohen Anteil erneuerbarer Energien benachteiligt. 

Das dazugehörige Dokument finden Sie hier. (Bo) 

 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2016/0701-0800/738-16(B).pdf;jsessionid=1E03828A914100A2B2F5D204BA61A98E.2_cid365?__blob=publicationFile&v=1
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Deutschland 

  AwSV im Bundesgesetzblatt veröffentlicht 

Künftig einheitliche Anforde-
rungen für den Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen 

Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen (AwSV) wurde am 21. April im Bundesgesetzblatt veröffent-

licht. Mit Ausnahme der Anforderungen an Gütergemeinschaften und 

Fachprüfer, die bereits ab dem 22. April gelten, treten die neuen Anfor-

derungen am 1. August 2017 in Kraft. 

Die AwSV vereinheitlicht bundesweit die stoff- und anlagenbezogenen 

Anforderungen an den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. 

Dadurch wird sie die verschiedenen Landesverordnungen und auch die 

Verwaltungsvorschrift des Bundes zur Einstufung wassergefährdender 

Stoffe ablösen. 

Da die bisherigen Landesverordnungen an vielen Stellen voneinander 

abweichen, wird die AwSV veränderte Anforderungen für die mehreren 

Millionen Anlagen in Deutschland bringen. Für die Mehrzahl der kleine-

ren Anlagen wird allerdings vorerst keine Nachrüstung notwendig. Dies 

könnte erst aufgrund von Festlegungen der Landesbehörden eintreten. 

Für viele der ca. 1,3 Millionen größeren Anlagen, die einer regelmäßi-

gen Prüfpflicht unterliegen, könnten sich ab dem 1. August vorerst vor 

allem Pflichten zur regelmäßigen Prüfung ändern. Fallen Anlagen erst-

mals unter diese Pflicht, gelten für sie jedoch Übergangsbestimmungen 

abhängig vom Alter der Anlage. Auch hier müssen Nachrüstungen erst 

auf Anordnung von Behörden erfolgen, die auf Grundlage der ersten 

Sachverständigenprüfung basieren. 

Der offizielle Verordnungstext kann im Bundesgesetzblatt eingesehen 

werden. (HAD) 

 

 
 

Bundesregierung beschließt 42. BImSchV 

Neue Prüfpflichten Das Bundeskabinett hat am 22. März 2017 den Entwurf für eine Ver-

ordnung über Verdunstungskühlanlagen, Kühltürme und Nassabschei-

der (42. BImSchV) beschlossen und dem Bundesrat zugeleitet. Die Ver-

ordnung führt für 30.000 bis 50.000 Anlagen in Deutschland erstmals 

umfangreiche Anzeige-, Betriebs- und Überwachungspflichten ein. Der 

Bundesrat wird am 12. Mai über den Kabinettsentwurf beraten. 

Gegenüber dem Referentenentwurf aus dem Jahr 2016 wurde die Ver-

ordnung an zahlreichen Stellen gekürzt und vereinfacht. Dennoch 

schätzt auch die Bundesregierung den Erfüllungsaufwand für die Wirt-

schaft auf etwa 10 Mio. Euro im Jahr. So sieht die Verordnung weiter-

hin 14-tägig betriebsinterne Prüfungen sowie alle drei Monate externe 

http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s0905.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/brd/2017/0242-17.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/brd/2017/0242-17.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/brd/2017/0242-17.pdf
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Laboruntersuchungen vor. Bei Überschreiten abgestufter Werte (100, 

1.000 oder 10.000 KBE je 100 ml) sind Betreiber zu Gegenmaßnahmen 

verpflichtet. Alle fünf Jahre ist eine Sachverständigenprüfung durchzu-

führen. Zudem würden mit der Verordnung weitere Betreiberpflichten 

wie Anzeige, Betriebstagebuch und Fachkunde verpflichtend. (HAD) 

 

 
 

TA Lärm: Bundesrat lehnt höhere Immissions-

richtwerte in der Nacht ab 

Diskussionen um neue  
Gebietskategorie 

Der Bundesrat ist den Vorschlägen der Bundesregierung zur Änderung 

der TA Lärm nur teilweise gefolgt. Die in der neuen Gebietskategorie 

„urbanes Gebiet“ zulässigen Immissionsrichtwerte am Tage sollen auf 

63 dB(A) und damit um 3 dB(A) über die von Mischgebieten gehoben 

werden. Eine entsprechende Erhöhung auch in der Nacht lehnten die 

Länder dagegen ab. Es wird erwartet, dass die Bundesregierung diesem 

Beschluss folgen wird und auf eine Erhöhung der nächtlichen Richt-

werte verzichtet. 

Dem Gesetzgebungsverfahren ist eine Diskussion über passive Schall-

schutzmaßnahmen vorangegangen. Nach der TA Lärm ist der Beurtei-

lungspegel für die Bestimmung der Immissionsrichtwerte in einem 

Gebiet 0,5 Meter vor dem geöffneten Fenster festzulegen. Passive 

Schallschutzmaßnahmen wie Gebäudedämmung, Schallschutzfenster 

oder sogenannte „Hamburger Fenster“ können deshalb nur in Ausnah-

mefällen Immissionskonflikte zwischen Gewerbe und Wohnen reduzie-

ren. Der Bundesrat hatte die Bundesregierung deshalb aufgefordert, 

Änderungen an der TA Lärm, dem Bundesimmissionsschutzgesetz und 

dem BauGB zu prüfen. Das hat die Bundesregierung abgelehnt. 

Die Anpassung der Immissionsrichtwerte am Tage kann sich auf Unter-

nehmen in den neuen urbanen Gebieten positiv auswirken. Besonders 

Handel, Gastronomie oder auch Autowerkstätten können davon profi-

tieren, dass hier in Zukunft höhere Richtwerte gelten. Immissionskon-

flikte, insbesondere in Städten mit See- oder Binnenhäfen, die auch 

nachts Geräusche emittieren, können damit allerdings nicht gelöst 

werden. Da der Bundesrat höhere Werte in urbanen Gebieten nun ab-

lehnt, werden Unternehmen ihre Tätigkeiten in dieser Baugebietskate-

gorie weiterhin einschränken müssen. (HAD) 
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Sachkundepflicht für Umgang mit F-Gasen er-

weitert 

Europäische Vorgaben treten 
am 1. Juli in Kraft 

Am 18. Februar 2017 ist die Anpassung der Chemikalien-

Klimaschutzverordnung (ChemKlimaV) an die europäischen F-Gase-

Verordnung in Kraft getreten. Die bisherige Sachkundepflicht für Tätig-

keiten an Klima-, Kälteanlagen, Wärmepumpen und Hochspannungs-

schaltanlagen wird ab dem 1. Juli 2017 auch für Tätigkeiten an Kühl-

aggregaten in Kühlkraftfahrzeugen sowie elektrischen (d. h. auch Nie-

derspannungs-) Schaltanlagen mit F-Gasen verbindlich. 

Die ChemKlimaV setzt die Sachkundepflicht entsprechend der europäi-

schen F-Gase-Verordnung um. Die europäischen Regelungen zum In-

verkehrbringen von Kältemitteln und Anforderungen an den Anlagen-

betrieb (bspw. die Durchführung von Dichtheitsprüfungen) traten be-

reits im Jahr 2015 in Kraft. Wesentliche Änderung der ChemKlimaV ist 

die Einführung der Sachkundepflicht auch für mobile Kälteanlagen 

sowie elektrische (d. h. auch Niederspannungs-) Schaltanlagen. Sie 

treten entsprechend der europäischen Durchführungsverordnungen ab 

dem 1. Juli 2017 in Kraft. Außerdem werden die Ordnungswidrigkeiten 

bei Verstößen gegen die F-Gase-Verordnung erweitert. Die Anforderun-

gen der F-Gaseverordnung betreffen beispielsweise Kennzeichnungs- 

und Betreiberpflichten sowie Bestimmungen für Inverkehrbringer. 

Nach § 5 der Chemikalien-Klimaschutzverordnung stellen die IHKs 

Sachkundebescheinigungen für Tätigkeiten an Anlagen mit F-Gasen 

aus. Bescheinigt wird die Sachkunde Personen, die eine entsprechende 

technische oder handwerkliche Ausbildung absolviert und eine theore-

tische und praktische Prüfung erfolgreich bestanden haben.  

Das Umweltbundesamt informiert Unternehmen mit einem Merkblatt 

und einem umfangreichen Frage-Antwort-Katalog. (HAD) 

 

 
 

LAGA legt Entwurf einer Mitteilung zur Umset-

zung des ElektroG vor 

Schwerpunkt technische  
Anforderungen 

Der Ad-hoc-Ausschuss M 31 des Ausschusses für Produktverantwor-

tung der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) hat den Ent-

wurf einer LAGA-Mitteilung 31 B "Umsetzung des Elektro- und Elekt-

ronikgerätegesetzes - Technische Anforderungen an die Behandlung 

und Verwertung von Elektro- und Elektronikaltgeräten" erarbeitet und 

zur Anhörung den betroffenen Kreisen vorgelegt (Stand 15.03.2017). 

Die LAGA-Mitteilung 31 A „Umsetzung des Elektro- und Elektronikge-

rätegesetzes“ wurde bereits mit Stand 09.06.2016 vorgelegt und befin-

https://www.gesetze-im-internet.de/chemklimaschutzv/BJNR113900008.html
https://www.gesetze-im-internet.de/chemklimaschutzv/BJNR113900008.html
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/produkte/fluorierte-treibhausgase-fckw/rechtliche-regelungen/chemikalien-klimaschutzverordnung
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/produkte/fluorierte-treibhausgase-fckw/rechtliche-regelungen/chemikalien-klimaschutzverordnung
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det sich in der Abstimmung. 

Die vorliegende LAGA-Mitteilung dient der Konkretisierung und Erläu-

terung der Anforderungen nach dem Stand der Technik, die an die 

Behandlung und Verwertung von Elektro- und Elektronikaltgeräten 

nach dem ElektroG gestellt werden. Um möglichst konsensuale, ein-

heitliche Standards und Anforderungen an die Behandlung zu stellen, 

wurden dabei die einschlägigen nationalen und europäischen Normen 

berücksichtigt. Die Vollzugsbehörden, Sachverständigen und die Betrei-

ber von Anlagen für die Behandlung von EAG sollen sich an diesen 

Vorgaben orientieren, um die Einhaltung bundesweit einheitlicher Min-

deststandards gewährleisten zu können. Betroffen sind bzw. geregelt 

werden beispielsweise Wärmeüberträger, Bildschirme, Monitore, Lam-

pen, Nachtspeicherheizungen und PV-Module. 

Hintergrund zur vorliegenden Mitteilung: 

 Nach § 20 Absatz 1 ElektroG sind Altgeräte vor der Durchführung 

weiterer Verwertungs- oder Beseitigungsmaßnahmen einer Erst-

behandlung zuzuführen. 

 Die Erstbehandlung muss in einer nach § 21 ElektroG zertifizierten 

Erstbehandlungsanlage (EBA) durchgeführt werden. Hierbei sind 

mindestens alle Flüssigkeiten zu entfernen und die Anforderungen 

an die selektive Behandlung nach Anlage 4 ElektroG zu erfüllen. 

 Die Standorte und Einrichtungen für die Behandlung von Altgerä-

ten müssen geeignete Waagen, geeignete Lagerräume für demon-

tierte Einzelteile, geeignete Behälter für die Lagerung von gefähr-

lichen Abfällen und Ausrüstungen für die Behandlung von Wasser 

aufweisen. 

 Die in dieser Mitteilung dargestellten Anforderungen und Maß-

nahmen beziehen sich auf die ab dem 15. August 2018 geltenden 

Sammelgruppen. 

 Altgeräte aus privaten Haushalten werden in SG entsprechend § 

14 Absatz 1 ElektroG erfasst und der EBA zugeführt, aber auch 

EAG aus anderen Herkunftsbereichen müssen in einer EBA behan-

delt werden. 

 Nach § 20 Absatz 2 Satz 2 ElektroG sind bereits bei der Erstbe-

handlung mindestens alle Flüssigkeiten zu entfernen und die An-

forderungen an die selektive Behandlung nach Anlage 4 ElektroG 

zu erfüllen. (AR) 
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Wie weiter mit der Energiewende? 

DIHK-Lounge zur Bundes-
tagswahl am 29. Mai 

Es ist unbestritten, dass die Energiewende neue Märkte und damit neue 

Chancen für Unternehmen eröffnet hat. Nach einer Verschnaufpause 

steigen aber die Energie- und Stromkosten wieder stärker und werden 

deshalb von zahlreichen Unternehmen als Risiko für die Wettbewerbs-

fähigkeit betrachtet. Umso mehr hat die Diskussion über Alternativen 

zur EEG-Finanzierung an Fahrt gewonnen. Neben den Dauerbrennern 

Netzausbau und Energieeffizienz rücken zudem die Energiewende in 

Wärme und Verkehr sowie die Sektorkopplung in den Fokus. 

Dazu diskutieren: 

 Thomas Bareiß, Beauftragter für Energiepolitik der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion 

 Johann Saathoff, Energiepolitischer Koordinator der SPD-

Bundestagsfraktion 

 Oliver Krischer, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender BÜND-

NIS90/DIE GRÜNEN im Bundestag 

 Florian Rentsch, Vorsitzender der FDP-Fraktion im Hessischen 

Landtag 

Weitere Informationen und die Möglichkeit zur Anmeldung finden Sie 

unter www.dihk.de/dihk-lounges (Anmeldeschluss ist der 22.05.). Paral-

lel kann die Veranstaltung im Live Stream unter www.dihk.de geschaut 

werden. Bei organisatorischen Fragen antwortet Ihnen gerne Martina 

Stirnberg (stirnberg.martina@dihk.de). (tb) 

 

 
 

Fusion von EnEV und EEWärmeG nicht mehr in 

dieser Legislatur 

Gebäudeenergiegesetz  
gescheitert 

Nachdem das Gebäudeenergiegesetz bisher nicht vom Kabinett verab-

schiedet worden ist und auch der Koalitionsausschuss vom 29.03. keine 

Einigung brachte, hat sich das Zeitfenster für eine fristgerechte Umset-

zung der EU-Vorgaben noch vor der Bundestagswahl geschlossen. An-

lass des Scheiterns waren Forderungen der Unionsfraktionen nach einer 

Festschreibung der EnEV 2016-Vorgaben als Niedrigstenergiestandard, 

die jedoch keine Zustimmung auf Seiten von SPD bzw. BMWi und 

BMUB gefunden hatten.  

Der im Entwurf vorgesehene Niedrigstenergiestandard auf dem Niveau 

des KfW-55-Standards für öffentliche Nichtwohngebäude war mit 

einer Reihe von Opt-Out-Möglichkeiten versehen, etwa wenn einer 

Kommune die finanziellen Mittel zu dessen Erfüllung fehlen. Diese 

http://www.dihk.de/dihk-lounges
http://www.dihk.de/
mailto:stirnberg.martina@dihk.de
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formelhafte Vorbildfunktion hat die CDU/CSU-Fraktion abgelehnt und 

stattdessen vorgeschlagen, den derzeit gültigen EnEV 2016-Standard 

als entsprechenden Niedrigstenergiestandard an die EU-Kommission zu 

melden; auch damit sich die energetischen Vorgaben besser amortisie-

ren können. Dies wäre voraussichtlich anerkannt worden, da die EnEV 

2016-Vorgaben im Mittelfeld der bereits von anderen EU-Staaten ge-

meldeten Energievorgaben für neue Gebäude liegen. Ein weiterer Dis-

senspunkt war die Forderung der Union, im Gesetzestext ausdrücklich 

klarzustellen, dass der für öffentliche Gebäude vorgesehene Mindest-

standard nicht automatisch auf private Gebäude übertragen wird. 

Aus DIHK-Sicht wären die Korrekturvorschläge angemessen gewesen, 

um in einem Kompromiss einerseits dem energiepolitischen Ziel Um-

weltverträglichkeit aber auch dem Wirtschaftlichkeitsgebot Rechnung 

zu tragen. Folge des Scheiterns ist, dass in der nächsten Legislaturperi-

ode nicht nur Standards für die öffentliche Hand, sondern auch die 

Neubauvorgaben für private Wohn- und Nichtwohngebäude zügig in 

einem Schritt eingeführt werden müssen. (tb) 

 

 
 

Bundeskabinett beschließt Ladesäulenverordnung 

II 

Nutzung von Ladesäulen  
wird geöffnet 

Diese erste Änderung der Ladesäulenverordnung aus dem Jahr 2016 

ergänzt Standards hinsichtlich Authentifizierung, Zugänglichkeit und 

Abrechnung an der Ladesäule. Betreiber von Ladepunkten müssen ein 

sogenanntes punktuelles Laden ermöglichen (§ 4 neu). Punktuelles 

Laden bedeutet, dass dies keine Leistung im Rahmen eines Dauer-

schuldverhältnisses ist, sondern lediglich ein Vertrag für einen Ladevor-

gang zustande kommt. Das punktuelle Laden wird umgesetzt, indem 

ohne Authentifizierung a) kostenlos oder b) gegen Bargeld beim Lade-

punkt getankt werden kann. Weiterhin kann der Betreiber Laden nach 

Authentifizierung mittels c) eines kartenbasierten Zahlsystems oder d) 

mittels eines webbasierten Systems (App, QR-Code) ermöglichen. 

Ausgenommen von den Vorgaben werden Ladepunkte mit weniger als 

3,7 kW Ladeleistung, einschließlich Ladepunkten in Lichtmasten. Eine 

Vorgabe für punktuelles Laden sei hier laut Verordnung nicht notwen-

dig, weil die diskriminierungsfreie Wahl des Stromlieferanten hier über 

das zu nutzende intelligente Kabel erfolgt. 

Die Verordnung setzt einen Teil der Richtlinie über den Aufbau der 

Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (2014/94/EU) um. Die Ladesäu-

lenverordnung Teil 1 vom Februar 2016 legte bereits verbindliche tech-

nische Vorgaben für Steckdosen von öffentlich zugänglichen Ladepunk-

ten fest. Jeder der Ladepunkte muss mit einer Steckdose bzw. einer 

Kupplung vom Typ 2 (Wechselstrom) bzw. Combo 2 (Gleichstrom) aus-



 

04 | 12 
02.05.2017 

 

gerüstet sein. 

Der Bundesrat wird ab Ende April über den Beschluss der Bundesregie-

rung beraten. (tb) 

 

 
 

Bundesnetzagentur veröffentlicht Karte mit La-

desäulen 

Elektromobilität  
voranbringen 

Die Bundesnetzagentur hat unter 

www.bundesnetzagentur.de/ladesaeulenkarte eine Deutschland-Karte 

mit den Normal- und Schnellladesäulen für Elektrofahrzeuge veröffent-

licht. Die Karte umfasst aktuell 1.600 Stationen mit insgesamt 3.335 

Ladepunkten von über 300 Betreibern. Davon entfallen etwa 128 auf 

Schnellladepunkte. 

Die Säulen sind nach Schnellladepunkten (>22 kW) und Normallade-

punkten (<22 kW) differenzierbar. Die Übersichtskarte bildet den 

Standort der jeweiligen Ladepunkte mit Adresse sowie die vorhandenen 

Stecker und Ladeleistungen ab. Daneben lässt sich auch die Verteilung 

der Ladeeinrichtungen in einzelnen Regionen und Bundesländern an-

zeigen. Eine Listenansicht im Excel-Format ist verfügbar.  

Mit der Ladesäulenverordnung sind Betreiber von öffentlich zugängli-

chen Ladepunkten seit März 2016 verpflichtet, diese bei der Bundes-

netzagentur anzuzeigen, um die Entwicklung einer einheitlichen Lad-

einfrastruktur zu unterstützen. Allerdings erfasst die Bundesnetzagen-

tur neben den anzeigepflichtigen Ladesäulen auch solche, die nicht in 

den Anwendungsbereich der Ladesäulenverordnung fallen. (tb) 

 

 
 

BMWi: Konventioneller Erzeugungssockel beein-

trächtigt EE-Einspeisevorrang nicht 

Redispatchkosten dürften 
2016 deutlich gesunken sein 

In Zeiten niedriger oder negativer Preise an der Strombörse sind viele 

konventionelle Kraftwerke weiterhin am Netz, obwohl die Verdienst-

möglichkeiten an der Börse unter den individuellen Grenzkosten liegt 

(sog. konventioneller Erzeugungssockel). In seiner Antwort auf eine 

kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen (18/11698) sieht das BMWi 

den Einspeisevorrang erneuerbarer Energien aber nicht in Frage ge-

stellt.  

Das Ministerium argumentiert damit, dass die Kraftwerke wegen Ver-

dienstmöglichkeiten außerhalb des Strommarkts oder aufgrund techni-

scher Restriktionen nicht vom Netz gehen. Dagegen fällt die Erzeugung 

konventioneller Kraftwerke, die wegen netztechnischer Restriktionen 

https://www.bundesnetzagentur.de/ladesaeulenkarte.html?nn=265794
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/116/1811698.pdf
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laufen müssen (eigentliche Mindesterzeugung oder must-run) wenig 

ins Gewicht. Dazu gehört insbesondere die Erbringung von Regelener-

gie. 

In der Antwort werden auch Zahlen zu Redispatchmaßnahmen für die 

Jahre 2015 und 2016 genannt: 

 Strombedingter Redispatch 2015: 3.702 Maßnahmen, 2016 (1. bis 

3. Quartal): 1.517 Maßnahmen. 

 Spannungsbedingter Redispatch: 2015: 306 Maßnahmen, 2016 (1. 

bis 3. Quartal): 425 Maßnahmen 

 Einspeisemanagementmaßnahmen aufgrund von Netzengpässen 

(= Abregelung erneuerbarer Energien): 2015: 8.981, 2016: 5.893 

Mit diesen Daten deutet sich erneut an, dass die Redispatchkosten 

2016 gegenüber 2015 deutlich zurückgegangen sind. Geschätzt werden 

sie derzeit auf 500 Mio. Euro nach knapp über 1 Mrd. Euro 2015. (Bo, 

Fl) 

 

 
 

Auch bei negativen Preisen sind viele Kraftwerke 

am Netz 

Technische Untergrenze des 
Kraftwerksparks bei 16,5 GW 

Negative Preise führen nicht zur vollständigen Abregelung konventio-

neller Kraftwerke. Das geht aus dem Bericht der Bundesnetzagentur zur 

Mindesterzeugung vor. Das Strommarktgesetz verpflichtet die Bundes-

regierung, alle zwei Jahre einen solchen Bericht vorzulegen. Gründe 

sind die technische Inflexibilität, Wärmelieferverpflichtungen, Vorhal-

tung von Systemdienstleistungen, vermiedene Netzentgelte oder Ei-

genversorgungsvorteile. Die Analyse der BNetzA erstreckt sich auf das 

zweite Halbjahr 2015 und dort auf die Stunden mit negativen Preisen 

an der Strombörse. 

Zentrale Aussagen des Berichts: 

 „Jeder arbeitsbezogene Entgeltbestandteil hat zur Folge, dass sich 

eine Reaktion auf Marktpreise weniger rentiert“. Daher muss aus 

Sicht der Behörde eine Diskussion über die industriellen Sonderre-

gelungen bei Eigenerzeugung/Eigenversorgung (reduzierte EEG-

Umlage) und Netzentgelten (§ 19 Absatz 2 StromNEV) geführt 

werden, ob sich daraus Anreize für eine preisunelastische Fahr-

weise der Kraftwerke ergeben.  

 In den analysierten Stunden waren zwischen 23.000 und 28.000 

MW konventionelle Kraftwerksleistung am Netz. Davon entfielen 

aber nur 3.000 bis 4.500 MW direkt auf die Mindesterzeugung, 

also auf Kraftwerke, die aufgrund von Systemdienstleistungen 

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/Versorgungssicherheit/Erzeugungskapazitaeten/Mindesterzeugung/BerichtMindesterzeugung_2017.pdf;jsessionid=4A46C92F8DB5690D371A76446FDA51E5?__blob=publicationFile&v=1
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(Regelenergie, Redispatch, etc.) Strom erzeugen mussten.  

 Der Erzeugungssockel, der sich aus der Differenz der Kraft-

werkseinspeisung und Mindesterzeugung ergibt, erbringt vermut-

lich weitere implizite Systemdienstleistungen. Der tatsächliche 

Wert der Mindesterzeugung liegt daher wahrscheinlich oberhalb 

der ausgewiesenen Zahlen. 

 Die wärmebedingte Stromeinspeisung lag in den analysierten 

Stunden zwischen 6,6 GW und 7,6 GW. Dies entspricht einem An-

teil an der jeweiligen gesamten geplanten Einspeiseleistung von 

26 % bis 32 % bzw. einem Anteil von 40 % bis 50 % an der ge-

planten Einspeiseleistung fossiler Anlagen. Fernwärmebereitstel-

lung ist mit einem Anteil von 51 % bis 69 % der maßgebliche 

Faktor für die Wärmebereitstellung gegenüber Prozesswärme (24 

% bis 26 %). 

 Die technische Untergrenze der Kraftwerke scheint bei etwa 16,5 

GW zu liegen. 

 In den analysierten Stunden betrug die Kapazität der Kraftwerke, 

die aufgrund einer Anweisung durch den Übertragungsnetzbetrei-

ber noch hätte heruntergefahren werden können zwischen 1,5 

und 3,7 GW. In diesen Stunden wurden zwischen 1,2 und 1,9 GW 

erneuerbare Leistung abgeregelt. Aufgrund ihrer geografischen 

Lage in West- und Süddeutschland hätten die Kraftwerke nicht 

zur Reduzierung des Einspeisemanagements bei EE-Anlagen her-

angezogen werden können. Der Einsatz erneuerbarer Energien 

wurde also in den analysierten Stunden nicht behindert. 

 Für 2019 kündigte die Behörde einen Folgebericht an, der sich auf 

umfangreichere Daten stützen soll. (Bo, Fl) 

 

 
 

BNetzA startet Abfrage Lastmanagement 

Angeschriebene Unternehmen 
müssen sich beteiligen 

Mit der Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) durch das 

Strommarktgesetz wurde die Einführung einer Abfrage zu Lastma-

nagement beschlossen. Diese startet zum 24. April und geht bis 16. 

Juni. Beteiligen müssen sich Unternehmen, deren Gesamtstromver-

brauch über alle Standorte bei 50 GWh liegt und die mindestens einen 

Standort mit einem Stromverbrauch von 10 GWh aufweisen.  

Wichtig: Antworten müssen aber nur Unternehmen, die auch von der 

Bundesnetzagentur angeschrieben werden. Für andere Betriebe besteht 

keine Pflicht, sich aktiv bei der Behörde zu melden. 

Weitere Informationen zur Abfrage Lastmanagement finden Sie auf 

den Seiten der Bundesnetzagentur, die demnächst auch aktualisiert 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/DatenaustauschundMonitoring/Monitoring_Lastmanagement/lastmanagementmonitoring-node.html
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werden. (Bo, MBe) 

 

 
 

Bundeskabinett verabschiedet Mieterstromgesetz 

DIHK lehnt Vorschlag ab Am 26. April hat das Bundeskabinett den Entwurf des Gesetzes zur 

Förderung von Mieterstrom und zur Änderung weiterer Vorschriften des 

Erneuerbare-Energien-Gesetzes verabschiedet. Hiernach sollen PV-

Anlagen eine Förderung bekommen, wenn der Strom am Mieter im 

selben Gebäude geliefert und die volle EEG-Umlage für diesen Strom 

bezahlt wird. Dadurch sollen auch Mieter an der Energiewende partizi-

pieren können.  

Der DIHK lehnt eine Förderung von Mieterstrommodellen in dieser 

Form ab, weil dadurch neue Diskriminierungen geschaffen werden. So 

sollen z. B. nur Mieter in Wohngebäuden davon profitieren können. 

Wenn auch Mieter an der Energiewende partizipieren sollen, ist es 

sinnvoller, bei der Eigenversorgung Mehrpersonenmodelle zuzulassen. 

Durch Miteigentum an einer Anlage entsteht eine größere Akzeptanz 

als bei der reinen Stromlieferung. 

Mit der Förderung von Mieterstrom wird eine Reform der Netzentgelte 

drängender. Andere Netznutzer müssen den Einnahmeausfall durch 

Mieterstrom ausgleichen, obwohl die Netzdienstleistungen weiterhin 

voll in Anspruch genommen werden. Im EnWG sollte zudem klargestellt 

werden, dass in Kundenanlagen erzeugter und verbrauchter Strom 

nicht mit Netzentgelten belastet wird. Ansonsten ist eine Infizierung 

durch das Mieterstromgesetz nicht auszuschließen.  

Die DIHK-Stellungnahme finden Sie hier. (Bo) 

 

 
 

DIHK-Stellungnahme zur KWK-

Ausschreibungsverordnung 

KWK-Förderung  
wird reformiert 

Im Zuge der Änderung des KWKG soll die Förderung von KWK-

Systemen im Segment 1 bis 50 Megawatt künftig auf Ausschreibungen 

umgestellt werden. Das Bundeswirtschaftsministerium hat in einem 

Verordnungsentwurf Vorgaben zum Ausschreibungsdesign formuliert 

und kurzfristig zur Diskussion gestellt. Der DIHK bewertet die Einfüh-

rung von Ausschreibungen grundsätzlich als richtigen Schritt, formu-

liert jedoch in seiner Stellungnahme an einigen Stellen Nachbesse-

rungsbedarf: 

 Vorschlag einer sukzessiven Rückzahlung entlang der Fortschritte 

zur Umsetzung der Anlage anstelle der vorgesehenen Rückzahlung 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/E/entwurf-mieterstrom.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.dihk.de/themenfelder/innovation-und-umwelt/energie/energiewende/positionen
https://www.dihk.de/ressourcen/downloads/dihk-stellungnahme-kwkausv.pdf/at_download/file?mdate=1493306991535
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der Sicherheitsleistung in einem Stück erst nach Einreichung des 

Zulassungsbescheides der BAFA. Auch erscheint die vorgesehene 

Sicherheitsleistung von 100 Euro pro kW eher zu hoch angesetzt. 

 Kritische Bewertung der Belegung selbst genutzten KWK-Stroms 

mit der vollen EEG-Umlage nach Ablauf der Förderung der Anla-

gen. 

 Die vorgesehene Verpflichtung zur Einspeisung in ein Netz der 

allgemeinen Versorgung ist nach Einschätzung des DIHK zu eng 

gefasst (bspw. zumindest die Zwischenspeicherung von Strom aus 

den geförderten Anlagen erlauben, um eine optimale Auslastung 

der Anlagen und/oder eine strommarktoptimierte Fahrweise zu 

ermöglichen). 

 Unklare Vorgaben für die Grenzen einer Förderung bei Einspeisung 

in geschlossene Verteilernetze. 

 Kritisch bewertet der DIHK den maximalen Zuschlagszeitraum von 

30 Jahren. Dies führt nicht nur zu der Möglichkeit sehr geringer 

Anlagenauslastungen, sondern zu einer staatlich unterstützten 

technologischen Vorfestlegung über einen zu langen, heute kaum 

absehbaren Zeitraum. 

 Die vorgegebene Jahresarbeitszahl führt auch dazu, dass in der 

Regel nur niedrige Temperaturen erreicht werden, so dass Pro-

zesswärme in der Industrie nicht mitbieten kann. Besser wäre es 

nach Auffassung des DIHK hier auf die zu erzielenden CO2-

Reduzierungen abzustellen, um eine weitgehende Technologieof-

fenheit zu gewährleisten. (MBe) 

 

 
 

Besondere Ausgleichsregelung: Antragsportal ist 

freigeschaltet 

Frühzeitige Antragstellung 
bringt Unternehmen  
Planungssicherheit 

Die Frist zur Beantragung der Besonderen Ausgleichsregelung endet am 

30. Juni 2017 (materielle Ausschlussfrist). Bei Antragseingang bis zum 

15. Mai 2017 wird der Antrag unverzüglich auf Vollständigkeit geprüft. 

Liegen alle fristrelevanten Dokumente vor, erhält das Unternehmen 

eine entsprechende Bestätigung des BAFA. Andernfalls fordert das 

BAFA die Unternehmen auf, die fehlenden Dokumente bis zum Ablauf 

der Antragsfrist einzureichen. 

Unternehmen, die bis zum 31. Mai 2017 einen vollständigen Antrag 

gestellt haben, erhalten nach einer umfassenden inhaltlichen Prüfung 

eine positive Vorabinformation, dass ein Begrenzungsbescheid erteilt 

werden kann. Der Bescheidversand erfolgt grundsätzlich zum Jahresen-

de. 
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Das Online-Antragsformular sowie weitere Informationen zum Verfah-

ren sind auf der Internetseite des BAFA veröffentlicht. (MBe) 

 

Personalien 

  Burkhard Landers erneut zum Vorsitzenden des 

DIHK-Umwelt- und Energieausschusses gewählt, 

August Wagner als Stellvertreter bestätigt 

DIHK-Umwelt- und Energie-
ausschusses neu konstituiert 

Auf der konstituierenden Sitzung des DIHK-Umwelt- und Energieaus-

schusses am 5. April 2017 im DIHK Berlin wurde erneut Herr Burkhard 

Landers, Präsident der Niederrheinischen Industrie- und Handelskam-

mer Duisburg - Wesel - Kleve zu Duisburg und alleiniger Gesellschafter 

der Landers-Unternehmensgruppe in Wesel (NRW) einstimmig als Vor-

sitzender des Ausschusses gewählt. Als stellvertretender Vorsitzender 

wurde ebenfalls erneut und einstimmig Herr August Wagner, Vorsit-

zender der Geschäftsführung der J. G. Knopf’s Sohn GmbH & Co. KG in 

Helmbrechts (Bayern) gewählt. Die neue Ausschussperiode dauert von 

2017 bis 2020. (AR) 

 

Service 

  Faktenpapier Energiespeicher von DIHK und 

BVES aktualisiert 

EEG-Änderungen 2017  
berücksichtigt 

Mit dem fortschreitenden Ausbau erneuerbarer Energien erwägen im-

mer mehr Unternehmen, in geeignete Speicher zu investieren. Nach-

dem sich bei den rechtlichen Rahmenbedingungen in den vergangenen 

zwölf Monaten einiges bewegt hat, wurde jetzt das Faktenpapier zum 

Thema überarbeitet. 

Die gemeinsame Veröffentlichung des Deutschen Industrie- und Han-

delskammertages (DIHK) und des Bundesverbandes Energiespeicher 

(BVES) enthält zentrale Infos über Rechtsrahmen und Geschäftsmodelle 

sowie Forderungen rund um faire Rahmenbedingungen und einen dis-

kriminierungsfreien Marktzugang. 

Welche Speichertechnologien gibt es, und sind diese auch für meinen 

Betrieb geeignet? Wo können Speicher sinnvoll eingesetzt werden, und 

ist dies auch wirtschaftlich möglich? Gibt es rechtliche Stolperfallen zu 

beachten? 

Das Faktenpapier Energiespeicher beantwortet diese und weitere Fra-

http://www.bafa.de/DE/Energie/Besondere_Ausgleichsregelung/besondere_ausgleichsregelung_node.html;jsessionid=30D5D765DC41D6E1B7CC96AA842F49D7.1_cid378
https://www.dihk.de/themenfelder/innovation-und-umwelt/news?m=2017-04-07-faktenpapier-energiespeicher
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gen unter Berücksichtigung der seit der Erstauflage 2016 erfolgten 

rechtlichen Änderungen. Insbesondere wurde das Erneuerbare Energien 

Gesetz überarbeitet, um auch sogenannten gemischten Geschäftsmo-

dellen mehr Freiheit zu geben – also Modellen, bei denen Speicher 

sowohl den Energieeinsatz im Unternehmen verbessern als auch Strom 

ins öffentliche Netz einspeisen. (Bo, tb) 
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